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Meinen Eltetn 



"lt is the right of the viewers and 
listeners, not the right of the 
broadcasters, which is paramount". 

Justice White, Red Lion Broadcasting 
Company vs. Federal Communications 
Commission, 395 U. S. 367, 390 (1969). 
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Teil 1: Erkenntnisinteresse 

Die Rundfunkverfassung der Bundesrepublik Deutschland war ursprüng­
lich durch das Sendemonopol der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
gekennzeichnet. Erst seit Mitte der siebziger Jahre wurde die politische und 
die juristische Diskussion nachhaltig von der Frage nach der Einführung 
privatrechtlicher Rundfunkstrukturen bestimmt. Das dritte Fernsehurteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 16. Juni 198 1 1 hat insoweit Eckwerte 
festgeschrieben. Dem Gesetzgeber wird die Zulassung privaten Rundfunks 
anheimgestellt2 - allerdings nicht ohne die Beachtung bestimmter Kautelen. 
Das Gericht hebt die Verantwortung der Legislative dafür hervor, ,,daß ein 
Gesamtangebot besteht, in dem die für die freiheitliche Demokratie konstitu­
tive Meinungsvielfalt zur Darstellung gelangt" . 3 Die Wortwahl erinnert an 
die schon klassische Formulierung des Lüth-Urteils, wonach die Meinungs­
freiheit „schlechthin konstituierend" für eine freiheitlich-demokratische 
Staatsordnung ist.4 Bereits diese Parallele rückt die Tragweite des dritten 
Fernsehurteils ins Bewußtsein. Mit der Möglichkeit der Zulassung privater 
Rundfunkanstalten wurde die Meinungsvielfalt zum Schlüsselbegriff. 5 Diese 
Entwicklung wurde durch das vierte Fernsehurteil des Bundesverfassungsge­
richts vom 4. November 19866 bekräftigt. Soweit das Gericht Vorschriften 
des Niedersächsischen Landesrundfunkgesetzes vom 23. Mai 1984 verwarf, 
begründete es dies insbesondere mit dem Argument, die Wahrung der Mei­
nungsvielfalt bei Zulassung privatwirtschaftlicher Rundfunkveranstalter sei 
nicht hinreichend sichergestellt. 7 

Trotz der zentralen Rolle des Begriffs der Meinungsvielfalt ist sein Inhalt 
bisher noch weitgehend ungeklärt. Zur Ausfüllung dieses Begriffs will die 
nachfolgende Untersuchung einen Beitrag leisten. Im Zentrum des Interesses 
stehen dabei die Anforderungen, die die Verfassung an die rundfunkorgani­
satorischen Regelungsmodelle des Binnen- und des Außenpluralismus stellt; 
oder anders gesagt die Fragen: Wie ist der verfassungsrechtliche Maßstab der 

1 BVerfGE 57, 295. 
2 BVerfGE 57, 295 (319). 
3 BVerfGE 57, 295 (323). 
4 BVerfGE 7, 198 (208). 
5 Groß, Programmvielfalt, 1 1 1 8 ;  Walter Schmidt, Rundfunkfreiheit, 1443. 
6 BVerfGE 73, 1 88. 
7 Siehe dort Seite 160, 1 72 
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Meinungsvielfalt einfachgesetzlich zu konkretisieren? Welche pluralistischen 
Vorkehrungen hat ein Land zu treffen, wenn es private Veranstalter zulassen 
will? Die Darstellung nimmt folgenden Gang: Zunächst werden die Grund­
probleme der bundesdeutschen Rundfunkverfassung analysiert (Teil 2). 
Dabei wird der Schwerpunkt der Untersuchung auf der historischen Be­
dingtheit des geltenden Rundfunkrechts in Deutschland sowie der grund­
rechtlichen Problematik eines Zulassungsanspruchs privater Veranstalter 
liegen. Nachem die rundfunkrechtliche Arena dargestellt umrissen ist, soll 
eine Annäherung an den vielschichtigen Begriff der Meinungsvielfalt erfol­
gen (Teil 3). In diesem Zusammenhang werden speziell die staatstheoretische 
Funktion der Meinungsvielfalt sowie die rechtstatsächliche Bedeutung der 
Realitätsperzeption durch elektronische Massenmedien hervorgehoben. 
Teil 4 der Arbeit ist der näheren Analyse der Organisationsmodelle des 
Binnen- und des Außenpluralismus gewidmet. In diesem Zusammenhang 
interessieren besonders die verfassungsrechtlichen Aspekte derjenigen neuen 
Landesmediengesetze, die eine Beteiligung privater Rundfunkveranstalter 
zulassen. Ferner wird die Frage der rechtlichen Steuerbarkeit eines privatö­
konomischen Rundfunksystems im Lichte einer rechtsvergleichenden Be­
trachtung des amerikanischen Modells untersucht. Die Arbeit endet mit einer 
Zusammenfassung der Ergebnise sowie einem rechtspolitischen Ausblick auf 
das in stetem Fluß befindliche Rechtsgebiet (Teil 5). Abschließend soll die 
Frage beantwortet werden, ob die Landesparlamente ihrer verfassungsrecht­
lichen Verantwortung gerecht geworden sind, die Vielfalt der Meinungen in 
der sich herausbildenden dualen Ordnung des Rundfunks aus öffentlich­
rechtlichen und privaten Anbietern sicherzustellen. 



Teil 2: Grundprobleme der Rundfunkverfassung 

A. Die Entwicklung des deutschen Rundfunkwesens 

Die gegenwärtige Rundfunklandschaft der Bundesrepublik ist historisch 
bedingt. Zum Verständnis des Bestehenden bedarf es der Analyse des Gewe­
senen. 

I. Etymologisches 

Der Begriff „Rundfunk", wie Art. 5 Abs. l S. 2 GG ihn verwendet, ist eine 
relativ junge Wortschöpfung; das schon deshalb, weil dieses technische Phä­
nomen erst mit der Jahrhundertwende nutzbar gemacht wurde. Als Urheber 
des Begriffs wird vielfach I Hans Bredow genannt, der der Organisator des 
deutschen Rundfunks in der Weimarer Republik war. Bredow selbst hat in 
seinen Erinnerungen geschrieben, er habe die Bezeichnung Rundfunk im 
Jahre 192 1  eingeführt.2 Demgegenüber ist im neueren publizistikwissen­
schaftlichen Schrifttum nachgewiesen worden, daß er den Begriff bereits 
19 19  in einer Besprechung mit Journalisten und Verlegern benutzte. 3 Wenn 
demnach auch die eigentliche Herkunft des Wortes dunkel bleibt,4 so kann 
doch festgehalten werden, daß Bredow nachhaltig seine Verbreitung geför­
dert hat, um die Fremdworte „Radio" und „Broadcasting" zurückzudrängen. 
Er sah hierin einen Akt deutscher Sprachpflege. Die Zusammensetzung von 
„rund" und „Funk" sollte dabei eine Abgrenzung gegenüber dem allgemeinen 
Funkverkehr leisten, der sich auf die Kommunikation zwischen einem Sen­
der und einem Empfänger beschränkt, also auf ein längsseitiges Gespräch. 

1 Z. B. Pohle, 20; Bauer, 998. 
2 Bredow, Ätherwellen, 1 52. 
3 Lerg, Entstehung, 20. 
4 Nesper ( 10 1 )  nennt den damaligen Telegrapheninspektor Hermann Thurn, später 

Ministerialrat und Mitglied des Aufsichtsrats der Reichsrundfunkgesellschaft und der 
Deutschen Welle, als Schöpfer. Hierfür spricht, daß Thurn als Autor einer amtlichen Liste 
mit deutschen Synonymen für Fremdworte der Funksprache gilt. 




